Vertragsmuster: Errichtung einer OHG

Beurkundet am …

I. Vorbemerkungen
Im Handelsregister des Amtsgerichts … – HRA … – ist die Firma … mit dem Sitz in … eingetragen. Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb eines Lagerhauses, das auch den Baustoff- und Brennstoffhandel sowie den Betrieb einer Spedition zum Gegenstand hat.

Geschäftsinhaber ist Herr Stefan K sen.

II. Einbringung
Herr Stefan K sen.

– im folgenden „Übergeber“ genannt –

bringt hiermit das vorbezeichnete Einzelunternehmen mit allen Aktiva und Passiva in eine hiermit gegründete Offene Handelsgesellschaft in Firma

K OHG mit dem Sitz in …

ein, für die der in der Anlage beigefügte Gesellschaftsvertrag gilt.

Die Beteiligung von Herrn Stefan K jun. und Herrn Bernhard K am bisherigen Einzelunternehmen als persönlich haftende Gesellschafter erfolgt unentgeltlich im Wege der vorweggenommenen Erbfolge.

Soweit das Kapitalkonto des Übergebers die Einlagen auf den Festkapitalkonten der Gesellschafter bei der K OHG übersteigt, ist der Mehrbetrag auf den variablen Kapitalkonten II der Erwerber zu buchen. Die damit verbundene Zuwendung an die Erwerber erfolgt ebenfalls im Wege der vorweggenommenen Erbfolge.

Der Einbringung liegt die zum 31. 12. 00 (Einbringungsstichtag) zu erstellende Bilanz von Herrn Steuerberater S zugrunde.

III. Dingliche Einigung
Die Vertragsteile sind über den Eigentumsübergang aller beweglichen Gegenstände des Einzelunternehmens auf die Offene Handelsgesellschaft einig. Der Besitz wurde bereits bei Übergabe übertragen. Die in der Einbringungsbilanz ausgewiesenen Forderungen werden mit dinglicher Wirkung zum Einbringungsstichtag an die OHG abgetreten, die diese Abtretung annimmt.

IV. Schuldübernahme
Die OHG übernimmt die in der Einbringungsbilanz ausgewiesenen betrieblichen Verbindlichkeiten an Stelle des Übergebers und verpflichtet sich, den Übergeber von jeder künftigen Inanspruchnahme freizustellen. Die erforderliche Schuldübernahmegenehmigung gem. §§ 414 ff. BGB werden die Vertragsteile selbst einholen.

V. Gesellschaftsvertrag
Die Vertragsteile vereinbaren für die hiermit gegründete Offene Handelsgesellschaft den in der Anlage beigefügten Gesellschaftsvertrag. Die Anlage wurde mitverlesen. Sie ist wesentlicher Bestandteil und somit Inhalt und Gegenstand dieser Urkunde.

VI. Grundbesitz
Herr K überträgt aus dem Grundstück der Gemarkung … Flst.Nr. …

eine Teilfläche von ca. … qm auf die K OHG, die in der beiliegenden Planskizze farbig gekennzeichnet ist.

Die Vertragsteile verpflichten sich, nach dem Vorliegen des Veränderungsnachweises ihre Erklärungen zu dem Vermessungsergebnis abzugeben, die Auflassung zu erklä​ren und die Eigentumsumschreibung zu bewilligen.

Die genaue Grenzziehung bestimmt der Übergeber.

Auf die Eintragung einer Auflassungsvormerkung wird verzichtet.

VII. Pflichtteilsanrechnung
Herr Stefan K und Herr Bernhard K haben sich den Verkehrswert der erhaltenen Beteiligung samt allen Gutschriften auf Kapitalkonten auf ihre Pflichtteilsrechte am Nachlass ihres Vaters Stefan K sen. anrechnen zu lassen. Eine Ausgleichungspflicht gem. § 2050 BGB wird ausgeschlossen.

VIII. Versorgungsrente
–
Als Versorgungsrente erhält der Übergeber von dem Erwerber monatlich den Betrag von € … – i. W. … Euro –, zahlbar jeweils zum ersten eines jeden Monats im Voraus, erstmals am Ersten des auf den Tag der Übergabe folgenden Monates. Die Erwerber haften als Gesamtschuldner, im Innenverhältnis zu gleichen Teilen. Die Zahlungspflicht des Erwerbers entfällt gänzlich mit Ablauf des Monates, in dem der Übergeber verstirbt. Nach dem Ableben von Herrn Stefan K sen. steht die Versorgungsrente seiner Ehefrau Irmgard K auf deren Lebensdauer in gleicher Höhe zu. Hierfür gelten sämtliche Bestimmungen entsprechend.

–
Der als Versorgungsrente jeweils zu zahlende Betrag soll wertbeständig sein. Er erhöht oder vermindert sich in demselben prozentualen Verhältnis, in dem sich der Verbraucherpreisindex für Deutschland auf der Basis 2005 = 100 gegenüber dem für den ersten Fälligkeitsmonat festzustellenden Index erhöht oder vermindert. Eine Erhöhung oder Verminderung des jeweils zu zahlenden Betrages tritt jedoch erst dann ein, wenn die Indexveränderung zu einer Erhöhung oder Verminderung des jeweils zu zahlenden Betrages um mindestens 10% – zehn vom Hundert – führt. Die aufgrund der Wertsicherungsklausel erhöhte oder ermäßigte Leibrente ist erstmals für den auf das Änderungsverlangen folgenden Monat zu entrichten. Diese Wertsicherungsklausel findet immer wieder erneut Anwendung, wenn sich der Lebenshaltungskostenindex um weitere 10% – zehn vom Hundert – nach oben oder unten verändert. Auf dingliche Sicherung wird verzichtet.

IX. Kosten, Abschriften
Die Kosten dieser Urkunde trägt die Gesellschaft.

Von dieser Urkunde erhalten:

Ausfertigungen:

die Beteiligten,

einfache Abschriften:

das Finanzamt für Grundbesitz und Verkehrssteuern – Schenkungsteuerstelle –

das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle

Anlage: OHG-Gesellschaftsvertrag

§ 1 Errichtung der Gesellschaft, Firma und Sitz

Wir, die Gesellschafter Stefan K und Bernhard K, haben eine offene Handelsgesellschaft errichtet.

Die Firma der Gesellschaft lautet:

K OHG.

Sitz der Gesellschaft ist …

§ 2 Gegenstand
Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb eines Lagerhauses, das auch den Baustoff- und Brennstoffhandel sowie den Betrieb einer Spedition zum Gegenstand hat.

§ 3 Dauer, Geschäftsjahr, Kündigung
1.
Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt.

2.
Jeder Gesellschafter kann die Gesellschaft auch ohne wichtigen Grund mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres mittels eingeschriebenen Briefs an die Mitgesellschafter kündigen, frühestens jedoch zum 31. 12. 2020. Für die Rechtzeitigkeit der Kündigung kommt es auf das Datum des Postabgangsstempels an.

3.
Die Kündigung hat nicht die Auflösung der Gesellschaft, sondern lediglich das Ausscheiden des kündigenden Gesellschafters zur Folge. Der Gesellschaftsanteil des ausscheidenden Gesellschafters geht auf die verbleibenden Gesellschafter im Verhältnis ihrer Anteile über.

§ 4 Gesellschaftskapital

Am Gesellschaftskapital sind beteiligt:

a)
Herr Stefan K


mit einer Festkapitaleinlage (Kapitalkonto I) von 50 000 €,


die einer Beteiligung von 50% entspricht,

b)
Herr Bernhard K


mit einer Festkapitaleinlage (Kapitalkonto I) von 50 000 €,


die einer Beteiligung von 50% entspricht.


c)Ferner wird für jeden Gesellschafter ein variables Kapitalkonto II geführt, auf dem der Mehrbetrag gemäß Abschn. II. des Urkundenmantels gebucht wird.

§ 5 Geschäftsführung, Vertretung
1.
Zur Geschäftsführung und Vertretung ist jeder Gesellschafter einzeln berechtigt. Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB wird erteilt.

2.
Eine Tätigkeit für die Gesellschaft erfolgt freiwillig ohne Verpflichtung zu einer Arbeitsleistung.

3.
Als Handlungen, zu deren Vornahme nach § 116 Abs. (2) HGB ein Beschluss sämtlicher Gesellschafter erforderlich ist, gelten insbesondere der Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, die Bestellung von Prokuristen sowie der Abschluss von Verträgen mit einmaligen oder laufenden Verpflichtungen, die einen Gesamtbetrag von Euro 25 000 übersteigen.

§ 6 Jahresabschluss
Die Jahresbilanz ist als Handels- und Steuerbilanz aufzustellen. Die Bilanzierung hat nach steuerlichen Grundsätzen zu erfolgen, jedoch unter Beachtung der zwingenden handelsrechtlichen Bestimmungen.

§ 7 Gewinn- und Verlustverteilung
1.
Der Gewinn und Verlust wird zu gleichen Teilen unter den Gesellschaftern geteilt.

2.
Die Gewinn- und Verlustverteilung gilt auch für Liquidationsgewinne oder -verluste.

§ 8 Entnahmen
1.
Jeder Gesellschafter ist berechtigt, als Vorwegvergütung eine monatliche Tätigkeitsvergütung in Höhe von 3000 € zu entnehmen.

2.
Darüber hinaus gehende Entnahmen bedürfen der Zustimmung aller Gesellschafter, insbesondere auch zur Begleichung von Steuern und privaten Verbindlichkeiten.

§ 9 Gesellschafterbeschlüsse und Stimmrecht

1.
Die Gesellschafter entscheiden über die ihnen nach Gesetz oder Gesellschaftsvertrag zugewiesenen Angelegenheiten durch Beschlüsse, die in Gesellschafterversammlungen gefasst werden.

2.
Eine Gesellschafterversammlung kann durch jeden Gesellschafter einberufen werden. Sie ist mindestens einmal im Jahr zur Feststellung des Jahresabschlusses einzuberufen.

3.
Zu einer Gesellschafterversammlung ist unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen schriftlich einzuladen. Die Frist beginnt mit der Absendung der Einladung. Tagungsort, Tagungszeit und Tagesordnung sind in der Ladung mitzuteilen.

4.
Stimmen alle Gesellschafter zu, können Beschlüsse auch außerhalb einer Gesellschafterversammlung mündlich oder schriftlich gefasst werden. Werden die Beschlüsse mündlich gefasst, hat der an Lebensjahren älteste Gesellschafter unverzüglich ein Protokoll zu erstellen und den Beteiligten anschließend zuzusenden.

5.
Beschlüsse werden einstimmig gefasst.

§ 10 Ausschluss eines Gesellschafters
1.
Ein Gesellschafter kann aus wichtigem Grund aus der Gesellschaft ausgeschlossen werden.

2.
Ein solcher wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn ein Gesellschafter seine Vertragspflichten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, oder wenn über sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels Masse abgelehnt oder sonst seine Zahlungsunfähigkeit bekannt wird, ebenso, wenn die Zwangsvollstreckung in seinen Gesellschaftsanteil betrieben wird und Zwangsvollstreckungsmaßnahmen nicht innerhalb von drei Monaten wieder eingestellt werden.

3.
Der Ausschluss erfolgt durch einstimmigen Beschluss der übrigen Gesellschafter. Mit dem Zugang des Ausschließungsbeschlusses scheidet der betroffene Gesellschafter aus der Gesellschaft aus, die von den übrigen Gesellschaftern fortgesetzt wird.

§ 11 Tod eines Gesellschafters
1.
Beim Tod eines Gesellschafters wird die Gesellschaft nicht aufgelöst, sondern von den verbleibenden Gesellschaftern mit den nachfolgeberechtigten Personen fortgesetzt.

2.
Nachfolgeberechtigt sind nur leibliche Abkömmlinge der Gesellschafter Stefan und Bernhard K, wobei jeweils nur ein Abkömmling nachfolgeberechtigt ist.

3.
Sind Nachfolgeberechtigte nicht vorhanden, werden Nachfolgeberechtigte nicht Erben oder Vermächtnisnehmer oder rücken mehrere Nachfolgeberechtigte nach, ohne sich innerhalb eines Jahres auf einen in der Gesellschaft verbleibenden Gesellschafter zu einigen, wird die Gesellschaft von den verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt. Soweit nur noch ein weiterer Gesellschafter vorhanden ist, wächst diesem der Gesellschaftsanteil des Verstorbenen an.

§ 12 Abfindung

1.
Im Falle des Ausscheidens eines Gesellschafters hat der für die Gesellschaft tätige Steuerberater als Schiedsgutachter gem. § 317 BGB den Abfindungsanspruch unter entsprechender Heranziehung der von der Finanzverwaltung angewandten vereinfachten Ertragswertverfahren gem. §§ 200 ff. BewG festzustellen, wobei als Bewertungszeitpunkt der mit dem Ausscheiden zusammenfallende Bilanzstichtag, andernfalls der vorausgehende Bilanzstichtag, maßgebend ist.


2.
Das Abfindungsguthaben ist in drei gleichen, unmittelbar aufeinander folgenden Jahresraten auszuzahlen. Die erste Rate ist ein Jahr nach dem Ausscheidungsstichtag zur Zahlung fällig. Ab dem Ausscheidungstag ist das Abfindungsguthaben in der jeweiligen Höhe mit jährlich 2% zu verzinsen. Die Zinsen sind jeweils mit den Jahresraten zu entrichten. Sicherheitsleistung kann nicht verlangt werden.


3.
Änderungen der Bilanzen, die sich nach dem Ausscheiden des betreffenden Gesellschafters, insbesondere aufgrund einer Buch- oder Betriebsprüfung ergeben, bleiben ohne Einfluss auf die Höhe des Abfindungsguthabens.


4.
Sofern das Abfindungsguthaben einem ausscheidenden Gesellschafter gebührt, kann der Gesellschafter an Stelle der Ratenzahlung gem. Abschn. 2. auch die Verrentung des Auszahlungsanspruches auf seine Lebensdauer unter Zugrundelegung der bewertungsrechtlichen Vorschriften verlangen. Sofern unter den Beteiligten nicht innerhalb eines Monats seit dem Ausscheiden Einigung über die Höhe der Leibrente erzielt wird, entscheidet hierüber als Schiedsgutachter der für die Gesellschaft tätige Steuerberater gem. § 317 BGB. Die festgesetzte Leibrente soll wertbeständig sein und erhöht oder ermäßigt sich in entsprechender Anwendung der bei dem Abschnitt VIII. vereinbarten Leibrente.

§ 13 Schlussbestimmungen
Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags unwirksam sein oder werden bzw. der Vertrag eine Lücke enthalten, bleibt die Rechtswirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung gilt eine wirksame Bestimmung als vereinbart, die dem von den Parteien Gewollten wirtschaftlich am nächsten kommt; das gleiche gilt im Fall einer Lücke.
















